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Fragen zur Doppelbesteuerung bei Renten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Besteuerung von Rentenbezügen von der Deutschen Rentenversicherung 
und den ihr gleichgestellten Versorgungswerken wird häufig als ungerecht, in-
transparent und nicht nachvollziehbar kritisiert. Viele Menschen kennen die 
grundlegenden Zusammenhänge nicht und sind mit der teilweisen Besteue-
rung, der nachgelagerten Besteuerung, Freibeträgen oder Freigrenzen überfor-
dert. Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde zum Jahresbeginn 2005 die soge-
nannte nachgelagerte Besteuerung eingeführt. Hiermit sorgte die rot-grüne 
Bundesregierung für die Umsetzung von Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, das die unterschiedliche Besteuerung von Bezügen aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung und solchen aus Pensionen für mit dem Grund-
gesetz als nicht vereinbar angesehen hatte. Konkret wird seitdem bei Renten-
beginn der zu versteuernde Anteil der Rente ermittelt, der künftig der Besteue-
rung unterliegt. Dieser einmalig festgelegte prozentuale Anteil gilt dann bis 
zum Ende des Rentenbezuges. Bei einem Rentenbeginn im Jahre 2005 beträgt 
der Anteil der Besteuerung 50 Prozent. Für jeden hinzukommenden Renten-
jahrgang wird der Besteuerungsanteil wie im damaligen Gesetzgebungsver-
fahren festgelegt erhöht, und zwar Jahr für Jahr um 2 Prozentpunkte und ab 
2021 um 1 Prozentpunkt. Ab dem Renteneintrittsjahrgang 2040 unterliegen 
die Renteneinkünfte dann zu 100 Prozent der Besteuerung.

Bei der Umsetzung des Gesetzes wurde aus Sicht der Fragestellenden ver-
nachlässigt, dass es in der derzeitigen Ausgestaltung zu einer doppelten Be-
steuerung kommen kann. Dies ist dann der Fall, wenn Renten versteuert wer-
den, soweit deren Finanzierung aus Rentenversicherungsbeiträgen stammt, die 
ganz oder teilweise aus dem zu versteuernden Einkommen der Vorjahre finan-
ziert wurden. Denn obwohl ein immer höher werdender Anteil der Renten-
bezüge versteuert wird, waren die Beitragszahlungen zur Rentenversicherung 
– u. a. wegen der Höchstbetragsregelungen zum Abzug bei Vorsorgeaufwen-
dungen – in vielen Fällen nicht vollständig abziehbar. Insoweit basiert ein Teil 
der späteren Rentenansprüche zunehmend aus dem im Erwerbsleben erzielten 
Nettoeinkommen.
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Nach Ansicht vieler Experten ist zu erwarten, dass sich mit der schrittweisen 
Anhebung des Besteuerungsanteils die Anzahl der durch eine mögliche Dop-
pelbesteuerung Betroffenen stetig erhöht. Soweit es aber bei der Besteuerung 
von Rentenbezügen zu beschriebenen Doppelbesteuerungen kommt, wider-
spricht dies eindeutig den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, das es 
dem Gesetzgeber explizit zur Auflage gemacht hatte, „dass eine doppelte Be-
steuerung vermieden wird“ (2 BvL 17/99). Zurzeit sind beim Bundesfinanzhof 
zwei Verfahren anhängig, bei denen eine mögliche Doppelbesteuerung der 
gesetzlichen Rente geprüft wird (X R 33/19 und X R 20/19). In Folge der 
Corona-Pandemie wurde die Verkündung des Urteils vorerst auf das zweite 
Quartal 2021 verschoben.

Nach Ansicht der Fragestellenden muss es Ziel der Steuerpolitik sein, eine 
Doppelbesteuerung von Renten zu verhindern, sie dort, wo sie bereits entstan-
den ist, aufzuheben und die betroffenen Steuerpflichtigen schadlos zu stellen.

Auch die öffentliche Anhörung des Finanzausschusses des Deutschen Bundes-
tages vom 29. Januar 2020 brachte dahingehend noch keine abschließend klar-
stellenden Ergebnisse. Es ist aber nach Meinung der überwiegenden Mehrheit 
der dort anwesenden Sachverständigen wahrscheinlich, dass eine verfassungs-
widrige Doppelbesteuerung mit zunehmendem Besteuerungsanteil der Ren-
tenbezüge vorliegen wird. Besonders für die Gruppe der Selbstständigen ist es 
wahrscheinlich, dass es zu einer solchen Doppelbesteuerung kommt, da diese 
im Laufe ihrer Lebensarbeitszeit keinen steuerfreien Arbeitgeberbeitrag zur 
Rentenversicherung erhalten.

Aus diesen Gründen halten es die Fragestellenden für dringend erforderlich, 
dass der Gesetzgeber die Regularien der Rentenbesteuerung im Sinne einer 
transparenten, über jeden Zweifel erhabenen verfassungsgemäßen und zu-
kunftsfesten Ausgestaltung modernisieren muss. Dazu hat die FDP-Bundes-
tagsfraktion eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen, die für die Bürgerin-
nen und Bürger gleichzeitig auch die Nachvollziehbarkeit der Rentenbesteue-
rung erhöhen soll (siehe hierzu Bundestagsdrucksache 19/27174). Darüber 
hinaus halten es die Fragestellenden für notwendig, dass der Informationsge-
halt der Renteninformationen der Deutschen Rentenversicherung (§ 109 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI)) verbessert wird und zukünftig 
auch steuerliche Informationen bereitstellt. Die wesentliche Kernforderung der 
Fragestellenden besteht darin, dass dem Steuerpflichtigen auf Antrag die 
Möglichkeit eingeräumt wird, dass die Finanzverwaltung seinen Sachverhalt 
individuell prüft. Dies entspricht einer Beweislastumkehr. Nicht mehr der 
Steuerpflichtige muss belegen, dass eine Doppelbesteuerung vorliegt, sondern 
der Staat muss belegen, dass dies nicht der Fall ist. Es ist aus Sicht der Frage-
stellenden den Steuerpflichtigen angesichts der Komplexität der Einzelfälle 
über derartig lange Veranlagungszeiten hinweg schlicht nicht zumutbar, ge-
genüber der Finanzbehörde den Beweis einer Doppelbelastung führen zu müs-
sen. Schließlich war es ausdrücklich Auftrag des Bundesverfassungsgerichts, 
bei der Gesetzesnovelle ab 2005 eine Doppelbesteuerung auszuschließen. 
Ebenfalls halten es die Fragestellenden für sinnvoll, dass Bezieher von Ren-
teneinkünften auf Antrag auch monatliche Vorauszahlungen ihrer zu erwarten-
den Einkommensteuerschuld leisten können, um eine jährliche Ballung von 
Ausgaben zu vermeiden. Dieser Wunsch wurde von Betroffenen des Öfteren 
geäußert und stellt keine große Hürde für die Finanzverwaltung dar.

 1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung, sortiert nach den 
Geschlechtern und aufgeschlüsselt auf die jeweiligen Bundesländer, die 
Anzahl der Rentner für die Jahre 2017, 2018, 2019 und 2020 jeweils ent-
wickelt (bitte tabellarisch darstellen)?

Die Anzahl der Rentnerinnen und Rentner in der erfragten Differenzierung 
kann der nachstehenden Tabelle entnommen werden.

Drucksache 19/28581 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Anzahl der Rentnerinnen und Rentner im Inland differenziert nach Bundes-
ländern, Stand zum 1. Juli eines Jahres:

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

 2. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung, sortiert nach den 
Geschlechtern und aufgeschlüsselt auf die jeweiligen Bundesländer, das 
durchschnittliche Renteneintrittsalter für die Jahre 2017, 2018, 2019 und 
2020 jeweils entwickelt (bitte tabellarisch darstellen)?

Das durchschnittliche Zugangsalter in der gefragten Differenzierung kann 
nachstehender Tabelle entnommen werden. Für das Jahr 2020 liegen der 
Bundesregierung noch keine abschließenden Daten vor.
Durchschnittliches Zugangsalter der ins Inland gezahlten Versichertenrenten 
differenziert nach Bundesländern, Stand zum 31. Dezember eines Jahres:

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung
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 3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung, sortiert nach den 
Geschlechtern und aufgeschlüsselt auf die jeweiligen Bundesländer, das 
Renteneinkommen (durchschnittlicher Rentenzahlbetrag und bruttoisier-
ter Rentenzahlbetrag) für die Jahre 2017, 2018, 2019 und 2020 jeweils 
entwickelt (bitte tabellarisch darstellen)?

Die Entwicklung des durchschnittlichen Rentenzahlbetrages und des brutto-
isierten Brutto-Rentenzahlbetrages in der gefragten Differenzierung können 
den nachstehenden Tabellen entnommen werden. In den Rentenstatistiken wird 
seit 1992 regelmäßig der Rentenzahlbetrag ausgewiesen. Er berücksichtigt, 
dass die Rentnerinnen und Rentner regelmäßig noch Aufwendungen zur 
Kranken- bzw. Pflegeversicherung zu tragen haben. Beim Rentenzahlbetrag 
handelt es sich somit um ein Nettokonzept vor Steuern. Multipliziert man den 
ausgewiesenen Rentenzahlbetrag mit dem statistisch ermittelten Bruttorenten-
faktor, erhält man näherungsweise die Bruttorente.
Zahlbeträge der Rentnerinnen und Rentner im Inland differenziert nach Bun-
desländern und Geschlecht, Stand: 1. Juli eines Jahres (in Euro):

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

 
Bruttoisierte Zahlbeträge der Rentnerinnen und Rentner im Inland differenziert 
nach Bundesländern und Geschlecht, Stand: 1. Juli eines Jahres (in Euro):

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung
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 4. Wie viele Rentnerinnen und Rentner werden, sortiert nach den Ge-
schlechtern, auf Basis der aktuellen Schätzungen und Prognosen der 
Bundesregierung in den Jahren 2021, 2022, 2023 und 2024 jeweils jähr-
lich in Rente gehen (bitte tabellarisch darstellen und dabei die bereits im 
Jahr 2021 in Rente gegangenen Personen berücksichtigen)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Schätzungen vor.

 5. Aus welchen Gründen sind nach Kenntnis der Bundesregierung welche 
gerichtlichen Verfahren zur Doppelbesteuerung von Renten nach §§ 10 
und 22 des Einkommensteuergesetzes (EStG) wo anhängig?

Welchen Verfahren zur Doppelbesteuerung der gesetzlichen Renten und 
den ihnen gleichgestellten Renten ist das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) wann und aus welchen Gründen als dritte Partei gemäß § 122 
Absatz 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) beigetreten?

Am Bundesfinanzhof (BFH) sind derzeit drei Revisionsverfahren zur Thematik 
einer vermeintlichen „doppelten Besteuerung“ bzw. Zweifachbesteuerung an-
hängig (X R 20/19, X R 33/19 und X R 27/20). Das Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) ist den beiden erstgenannten Verfahren beigetreten. Eine voll-
ständige Übersicht aller Verfahren auf finanzgerichtlicher Ebene, in denen sei-
tens der Steuerpflichtigen eine vermeintliche Zweifachbesteuerung von Renten 
geltend gemacht wird, liegt dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) nicht 
vor.

 6. Inwiefern und aus welchen Gründen beobachtet die Bundesregierung 
Verfahren, die die Besteuerung von Renten nach §§ 10 und 22 EStG be-
treffen?

Die Bundesregierung lässt sich regelmäßig über Verfahren vor dem BFH von 
grundsätzlicher Bedeutung berichten. Das sind Verfahren, bei denen die zu klä-
rende Rechtsfrage von allgemeinem Interesse ist, oder die Vorinstanz eine von 
der Verwaltungsauffassung abweichende Auffassung vertreten hat oder die Ent-
scheidung des BFH zu bedeutenden Auswirkungen auf das Steueraufkommen 
führen kann. Diese Kriterien liegen regelmäßig auch den Entscheidungen, ob 
das Bundesministerium der Finanzen (BMF) einem BFH-Verfahren beitritt, zu-
grunde.

 7. Ist nach Ansicht der Bundesregierung eine verfassungswidrige doppelte 
Besteuerung von Alterseinkünften auf Basis der aktuell geltenden Rege-
lungen und Besteuerungspraxis zurzeit oder in Zukunft möglich, oder 
kann die Bundesregierung dies ausschließen?

Falls die Bundesregierung eine verfassungswidrige doppelte Besteuerung 
von Renten nach §§ 10 und 22 EStG ausschließt, tut sie dies ausschließ-
lich, weil eine unterstellte Doppelbesteuerung von den Gerichten bislang 
nicht bestätigt wurde, oder liegen ihr weiterführende Informationen vor?

Falls ja, um welche Informationen handelt es sich hierbei?

Nach der Definition des BFH wäre eine „doppelte Besteuerung“ nur dann ge-
geben, wenn der aus versteuertem Einkommen geleistete Teil der Altersvor-
sorgeaufwendungen höher ist als die voraussichtlich steuerunbelastet zufließen-
den Rententeilbeträge. Bei der Beantwortung der Frage, ob und wann es zu 
einer „doppelten Besteuerung“ von Renten kommen kann, spielen rechtliche 
Bewertungen bestimmter steuerlicher Sachverhalte eine wesentliche Rolle. 
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Festzulegen ist, von welchen Faktoren die tatsächliche Steuerbelastung der 
Altersbezüge und der Altersvorsorgeaufwendungen abhängt. Diese Faktoren 
hat der BFH bereits in seiner Entscheidung vom 21. Juni 2016 (X R 44/14) in 
Fragen gefasst, von deren Beantwortung u. a. abhängt, wie die steuerunbelastet 
zufließenden Rententeilbeträge zu ermitteln sind, und zu denen sich der BFH 
im Revisionsverfahren X R 33/19 voraussichtlich positionieren wird. Nach 
Auffassung der Bundesregierung können diese Fragen so beantwortet werden, 
dass auch der steuerpflichtige Teil der Rente in hinreichendem Maße steuerun-
belastet zufließt und eine „Doppelbesteuerung“ von Altersvorsorgeaufwendun-
gen und Altersbezügen damit ausgeschlossen ist.

 8. Kann es nach Kenntnis der Bundesregierung beim Einsatz der aktuellen 
Verwaltungspraxis im Besteuerungsverfahren dazu kommen, dass Renten 
bzw. Teile von Renten versteuert werden, die aus Beiträgen stammen, die 
nicht von der Steuer absetzbar waren?

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.

 9. Liegen der Bundesregierung unter Berücksichtigung der Sitzungen der 
zuständigen Bund-Länder-Arbeitsgruppen Informationen oder Kenntnis-
se darüber vor, ob sich die Anzahl der Einsprüche, die die Besteuerung 
von Renten nach §§ 10 und 22 EStG betreffen, in letzter Zeit (etwa 
innerhalb der letzten drei Jahre) erhöht hat?

Einzelne Länder haben – ohne Nennung konkreter Zahlen – mitgeteilt, dass 
vermehrt Einsprüche eingehen, in denen sich Einspruchsführer auf die beim 
BFH anhängigen Verfahren X R 20/19 und X R 33/19 berufen. Weitergehende 
Informationen hierzu liegen dem Bundesministerium der Finanzen nicht vor.

10. Wirkt sich nach Auffassung der Bundesregierung eine vom Bundes-
finanzhof festgestellte doppelte Besteuerung von Renten nach §§ 10 und 
22 EStG auf den Bundeshaushalt aus?

11. Wie würde sich unter Einsatz der Verprobungs- und Modellrechnungs-
programme der Bundesregierung eine doppelte Besteuerung von Renten 
nach §§ 10 und 22 EStG seit 2005 auf den Bundeshaushalt auswirken?

In welcher finanziellen Höhe in Euro bewegt sich ein solcher (rückwir-
kender) Einnahmenausfall?

12. Inwiefern bereitet sich die Bundesregierung auf mögliche zusätzliche 
Belastungen für den Bundeshaushalt, die sich nach Ansicht der Frage-
stellenden aus einer gerichtlich festgestellten doppelten Besteuerung von 
Renten nach §§ 10 und 22 EStG ergeben würden, vor?

Bildet die Bundesregierung hierfür Rücklagen?

Die Fragen 10 bis 12 werden zusammen beantwortet.
Etwaige haushalterische Auswirkungen hängen maßgeblich vom Ausgang der 
Revisionsverfahren X R 20/19 und X R 33/19 ab. Erst nach Kenntnis der voll-
ständigen Urteile ist eine Einschätzung möglich, ob sich finanzielle Auswir-
kungen auf den Bundeshaushalt ergeben können.
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13. Welche Bestimmungen und Verwaltungsanweisungen gibt es nach 
Kenntnis der Bundesregierung – insbesondere nach Kenntnis des BMF 
als oberste Behörde der Finanzverwaltung – zum Umgang mit Einsprü-
chen, die sich gegen eine vermeintlich doppelte Besteuerung von Renten 
nach §§ 10 und 22 EStG, richten in der Finanzverwaltung?

Nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes sind für den Vollzug der im 
Auftrag des Bundes verwalteten Steuern, mithin auch der Einkommensteuer, 
die Länder zuständig. Welche Bestimmungen und Verwaltungsanweisungen die 
Landesfinanzbehörden im Einzelnen zum Umgang mit Einsprüchen, die sich 
gegen eine vermeintlich „doppelte Besteuerung“ von Renten nach §§ 10 und 22 
EStG richten, getroffen haben, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Im Übri-
gen wird auf die Antworten zu den Fragen 17 und 20 hingewiesen.

14. Welche Vor- und Nachteile hätte nach Ansicht der Bundesregierung die 
Einführung eines Vorläufigkeitsvermerks nach § 165 der Abgabenord-
nung (AO) für Einsprüche zur (doppelten) Besteuerung von Renten nach 
§§ 10 und 22 EStG?

Welche Auswirkungen hätte die Einführung eines solchen Vorläufigkeits-
vermerks für die Bürgerinnen und Bürger und die Finanzverwaltung je-
weils?

15. Weshalb hat die Bundesregierung bislang noch nicht die Einführung 
eines Vorläufigkeitsvermerks nach § 165 AO für Einsprüche zur (doppel-
ten) Besteuerung von Renten nach §§ 10 und 22 EStG angestoßen, und 
weshalb plant sie, dies zu tun, bzw. weshalb nicht?

Die Fragen 14 und 15 werden zusammen beantwortet.
Die gesetzliche Möglichkeit, Steuerbescheide aufgrund anhängiger Musterver-
fahren gemäß § 165 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 oder 4 der Abgabenordnung 
(AO) vorläufig zu erlassen, soll es Steuerpflichtigen in im Wesentlichen gleich-
gelagerten Fällen ausnahmsweise ersparen, Einspruch einlegen oder Klage er-
heben zu müssen; zugleich sollen die Finanzämter und Finanzgerichte in diesen 
Fällen von der Bearbeitung entsprechender Einsprüche und Klagen entlastet 
werden. Ein entsprechender Einspruch oder eine Klage würden aber nur zum 
Erfolg führen, wenn die im Musterverfahren zu entscheidende Rechtsfrage sich 
gleichermaßen im individuellen Steuerfall stellt und die Entscheidung im Mus-
terverfahren sich demzufolge auch auf die individuelle Besteuerung rechts-
klärend auswirken würde. Wenn ein Musterverfahren über den besonders gela-
gerten Streitfall hinaus nicht zur Klärung einer strittigen und für eine Vielzahl 
anderer Steuerfälle bedeutsamen Rechtsfrage führen kann, ist dieses Verfahren 
auch nicht dazu geeignet, Steuerbescheide nach § 165 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 3 oder 4 AO vorläufig zu erlassen. Denn mit der Entscheidung im Muster-
verfahren könnte die relevante Ungewissheit auch nicht beseitigt werden.
Einkommensteuerfestsetzungen, bei denen Einkünfte aus Leibrenten i. S. d. 
§ 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG berücksichtigt 
wurden, sind im Rahmen der verfahrensrechtlichen Möglichkeiten ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2005 nach § 165 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AO vorläufig 
festgesetzt worden (Bundessteuerblatt 2015 Teil I Seite 440). Die Vereinbarkeit 
der Neuregelung der Rentenbesteuerung mit dem Grundgesetz ist in der Ver-
gangenheit mehrfach durch den Bundesfinanzhof und insbesondere das Bun-
desverfassungsgericht bestätigt worden (beispielsweise in den Verfahren 2 BvR 
2683/11, 2 BvR 1066/10, 2 BvR 1961/10 und 2 BvR 323/10). Grundsatzfragen 
zur Besteuerung von Renten sind insoweit geklärt. Vor diesem Hintergrund ist 
die diesbezügliche Anweisung zur vorläufigen Festsetzung mit BMF-Schreiben 
vom 11. April 2016 aufgehoben worden (Bundessteuerblatt 2016 Teil I S. 450).
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Wurde ein Steuerbescheid wegen einer bestimmten Rechtsfrage maschinell mit 
einem Vorläufigkeitsvermerk nach § 165 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 oder Num-
mer 4 AO versehen und ist dieser auf Grund einer entsprechenden Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs oder des Bundesverfassungsgerichts nach § 165 
Absatz 2 AO zu ändern, dann soll diese Änderung im Übrigen grundsätzlich 
ohne einen gesonderten Antrag des Steuerpflichtigen von Amts wegen erfolgen 
können. Das setzt jedoch voraus, dass die zu korrigierenden Fälle für die 
Finanzverwaltung eindeutig identifizierbar sind und eine Änderung des Steuer-
bescheides auch ohne weitere Sachverhaltsermittlung möglich ist. In anderen 
Fällen käme eine Änderung des Steuerbescheides nur auf Grund eines Antrags 
des Steuerpflichtigen in Betracht.

16. Welche Bund-Länder-Arbeitsgruppen gibt es nach Kenntnis der Bundes-
regierung, die sich zu dem Themenfeld einer (doppelten) Besteuerung 
von Renten nach §§ 10 und 22 EStG austauschen, und an welchen Daten 
haben diese in den letzten zwei Jahren jeweils getagt (Daten bitte tabella-
risch darstellen und bitte auch digitale Sitzungen berücksichtigen)?

Anlass- oder themenbezogene Bund-Länder-Arbeitsgruppen i. S. d. § 4 der 
Geschäftsordnung zur Regelung der Zusammenarbeit des Bundes mit den Län-
dern nach § 21a Absatz 1 FVG (GO Bund/Länder) zu dem materiell-recht-
lichen Themenfeld einer „(doppelten) Besteuerung von Renten nach §§ 10 und 
22 EStG“ wurden nicht eingesetzt.

17. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung im Juni 2020 eine Sitzung 
der Arbeitsgruppe Abgabenordnung des Bundes und der Länder, in des-
sen Rahmen sich die zuständigen Referatsleiter aus den Finanzministe-
rien der Länder und des Bundesministeriums der Finanzen über den Um-
gang mit Einsprüchen von Rentnerinnen und Rentnern gegen Steuer-
bescheide mit Hinweis auf eine möglicherweise vorliegende Doppelbe-
steuerung von Renten ausgetauscht haben?

a) Falls ja, betraf dieser Austausch ganz oder in Teilen die Besteuerung 
von Renten nach §§ 10 und 22 EStG?

b) Falls ja, was waren die diesbezüglichen Ergebnisse, die im Protokoll 
festgehalten wurden?

c) Falls nein, welche Themen wurden in der Sitzung aufgegriffen?

Die Fragen 17 bis 17c werden gemeinsam beantwortet.
Die Referatsleiter*innen AO haben sich in einer Videokonferenz am 30. Juni 
2020 unter anderem mit dem Umgang mit Einsprüchen wegen einer vermeint-
lich verfassungswidrigen (Doppel-)Besteuerung von Altersvorsorgeaufwendun-
gen und Altersbezügen befasst. Die materiell-rechtliche Besteuerung von 
Renten nach §§ 10 und 22 EStG war kein Gegenstand der Beratungen. Die Be-
antwortung der Teilfrage nach den diesbezüglichen Ergebnissen erfolgt einge-
stuft an die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages.* Eine öffentliche 
Beantwortung ist im Hinblick auf die Notwendigkeit der Gewährleistung einer 
funktionierenden Zusammenarbeit von Bundesministerium der Finanzen und 
obersten Finanzbehörden der Länder und ihrer Bedeutung im Rahmen der bun-
desstaatlichen Ordnung nicht möglich. Die Sitzungen der Gremien erfordern 
den freien, vertrauensvollen Austausch aller Beteiligten und sind nicht öffent-
lich. Vorbereitende und nachbereitende Sitzungsunterlagen, einschließlich Pro-

* Das Bundesministerium der Finanzen hat die Antwort als „VS – Vertraulich“ eingestuft. Die Antwort ist in der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzordnung ein-
gesehen werden.
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tokollen und Unterlagen über Sitzungsergebnisse sind daher, soweit nicht an-
ders beschlossen, vertraulich und nicht zur Weitergabe an Empfänger außerhalb 
der (Finanz-)Verwaltung bestimmt (vgl. § 21a Absatz 1 Satz 5 FVG). Zudem 
betreffen die Inhalte des Protokolls laufende Steuerverfahren.
Nach Abwägung dieser Umstände erfolgt deshalb eine eingestufte Beantwor-
tung an die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages.

18. Welche Möglichkeiten und Instrumente gibt es nach Kenntnis der 
Bundesregierung neben dem Einsatz von Gesetzen, Erlassen und Rund-
schreiben, grundsätzlich einen einheitlichen Umgang zu Fragen der Be-
steuerung in der Finanzverwaltung herzustellen?

Nach Artikel 108 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) werden die Länder 
im Auftrag des Bundes tätig, soweit sie Steuern verwalten, die ganz oder zum 
Teil dem Bund zufließen. Gemäß Artikel 108 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung 
mit Artikel 85 Absatz 3 und 4 GG unterstehen die Landesfinanzbehörden inso-
weit den Weisungen des Bundesministeriums der Finanzen und unterliegen der 
Bundesaufsicht. Der Vollzug der Weisung ist durch die obersten Landesbehör-
den sicherzustellen. Die Bundesaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen 
erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Ausführung. Da-
mit eine effektive Ausübung der Bundesaufsicht erfolgen kann, wurde § 21a 
Absatz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes (FVG) geschaffen.
BMF-Schreiben sind allgemeine Weisungen im Sinne des § 21a Absatz 1 FVG, 
die als verwaltungsinterne Anweisungen eine Vollzugsgleichheit im Bereich 
der von den Ländern im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern gewährleisten 
sollen. Die Verwaltung ist über Artikel 3 GG in Verbindung mit den §§ 85, 88 
AO gehalten, eine gleichmäßige Besteuerung vorzunehmen (BVerfGE 84, 239). 
BMF-Schreiben sind von der Steuerverwaltung im Vollzug zu beachten. Sie 
werden im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Sie binden die Finanzbehör-
den.

19. Inwiefern haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Länder und 
der Bund unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Sitzungen der zu-
ständigen Bund-Länder-Arbeitsgruppen auf einen abgestimmten Um-
gang zu Einsprüchen bezüglich der möglichen Doppelbesteuerung der 
gesetzlichen Renten verständigt?

Haben sich einzelne Länder oder alle Länder oder alle Länder in Abstim-
mung mit den Vertretern des BMF in den zuständigen Bund-Länder-
Arbeitsgruppen diesbezüglich auf einen abgestimmten Umgang verstän-
digt, und falls ja, auf welchen?

Auf die Antwort zu den Fragen 17 bis 17c wird verwiesen.

20. Welche Kenntnisse und Informationen hat die Bundesregierung, insbe-
sondere das BMF als oberste Behörde der Finanzverwaltung, über die 
angewandte Verwaltungspraxis hinsichtlich des Umgangs von Einsprü-
chen von Rentnerinnen und Rentnern, die sich wegen der (doppelten) 
Besteuerung der gesetzlichen Renten an die Finanzverwaltung wenden?

Derzeit sind bundesweit rund 142.000 Einsprüche anhängig, mit denen sich 
Steuerpflichtige gegen eine vermeintliche Doppelbesteuerung der Altersein-
künfte wenden und sich hierzu auf die BFH-Verfahren X R 20/19 oder X R 
33/19 oder das beim Finanzgericht des Saarlands geführte Verfahren 3 K 
1072/20 berufen (nur die maschinell erkennbaren Fälle/Doppelerfassungen 
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nicht ausgeschlossen/teilweise Schätzung). Hiervon ruhen derzeit rund 135.000 
Einspruchsverfahren. Warum in den übrigen Verfahren keine Verfahrensruhe 
angeordnet worden ist, kann verschiedene Gründe haben. Möglicherweise prüft 
die Finanzbehörde noch, ob der Einspruch rechtzeitig eingelegt worden ist, und 
falls ja, ob die Voraussetzungen einer Verfahrensruhe im Einzelfall vorliegen.

21. Inwiefern wirkt sich nach Kenntnis der Bundesregierung die mit dem 
Alterseinkünftegesetz 2005 eingeführte nachgelagerte Besteuerung von 
Renten auf die Anzahl der Rentnerinnen und Rentner aus, die zusätzlich 
eine Steuererklärung abgeben, bzw. wie viele Steuerpflichtige mit Ren-
tenbezug wurden zusätzlich einkommensteuerlich belastet?

Wie viele dieser Steuererklärungen mussten durch die Finanzverwaltung 
(nach Auswertung der Rentenbezugsmitteilung durch die Rentenver-
sicherung) erst angefordert werden, bzw. in wie vielen Fällen erfolgt die 
Abgabe der Steuererklärung ohne weitere Aufforderung?

Die Umstellung auf die nachgelagerte Besteuerung der Renten hat die Anzahl 
der Rentnerinnen und Rentner erhöht, die eine Steuererklärung abgeben müs-
sen. Zahlen zur steuerlichen Belastung von Steuerpflichtigen mit Renten-
einkünften ab 2004 sind der Tabelle 2.7.4 der Datensammlung zur Steuerpolitik 
(www.bmf-datensammlungen.de) zu entnehmen. Zur Anzahl an angeforderten 
bzw. unaufgefordert abgegebenen Steuererklärungen von Steuerpflichtigen mit 
Renteneinkünften liegen keine Daten vor.

22. In wie vielen Fällen kam es nach Kenntnis der Bundesregierung oder der 
ihr vorliegenden Schätzungen bei der Besteuerung von Renten zu Nach-
veranlagungen für mehrere Jahre, weil Steuererklärungen nicht abgege-
ben wurden, und in wie vielen dieser Fälle erfolgte eine Abgabe an die 
jeweiligen Straf- und Bußgeldsachenstelle, bzw. in wie vielen Fällen 
wurden Steuerstrafverfahren eröffnet?

23. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung oder der ihr vor-
liegenden Schätzungen oder Einsatz ihrer Modellrechnungen und Ver-
probungsmodelle die Einnahmen aus Bußgeldern, die wegen nicht recht-
zeitiger Abgabe von Steuererklärungen verhängt wurden, die ausschließ-
lich wegen Renteneinkünften angefordert wurden (bitte für die Veranla-
gungszeiträume 2015 bis 2020 getrennt auflisten)?

24. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Einnahmen aus 
der Verzinsung von Steuernachforderungen gemäß § 233a AO, die sich 
ausschließlich aus der Besteuerung von Renten ergeben hat (bitte für die 
Veranlagungszeiträume 2015 bis 2020 getrennt auflisten)?

Die Fragen 22 bis 24 werden zusammen beantwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse bzw. Daten vor.
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